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gesellschaft  Pränataldiagnostik

Zum Umgang mit vorgeburtlichem 
Leben herrscht in der Bundesrepu-

blik Deutschland dauerhaft Meinungs-
streit. Aktuell hat die Politik zu entschei-
den, ob die gesetzlichen Krankenversi-
cherungen für eine neue Methode der 
vorgeburtlichen Diagnostik die Kosten 
erstatten sollen. Es handelt sich um den 
nichtinvasiven Pränataltest, das heißt, um 
die Analyse von Blutproben, die Schwan-
geren schon vor der zwölften Schwan-
gerschaftswoche entnommen werden 
können. Seit mehreren Jahren lässt sich 
mit Hilfe eines solchen Bluttests klä-
ren, ob beim vorgeburtlichen Kind be-
stimmte Chromosomenfehlverteilungen, 
insbesondere Trisomie 21, also das Down 
Syndrom vorliegen. Ein derartiges Risi-
ko ist verstärkt dann vorhanden, sobald 
Schwangere über 35 Jahre oder erst recht 
wenn sie über 40 Jahre alt sind. Fällt der 
Test positiv aus, werden die Betroffenen 
in der Regel wohl die Konsequenz ziehen, 
die Schwangerschaft abzubrechen.

Prinzipiell wird das Risiko auf sol-
che Krankheitsbilder schon seit Langem 
getestet. Die herkömmliche pränatale 
Diagnostik erfolgt aber erst im zweiten 
Drittel der Schwangerschaft, ungefähr 
von der 14. Schwangerschaftswoche an. 
Sie wird in Form eines invasiven Eingriffs 
durchgeführt. Meist wird der Schwange-
ren durch einen Einstich Fruchtwasser 
punktiert, wodurch sich feststellen lässt, 
ob beim Fetus eine Schädigung vorliegt. 

Der invasive Eingriff belastet die 
Schwangere und kann darüber hinaus 
unter Umständen eine Fehlgeburt bewir-
ken, so dass eventuell sogar ein gesunder 
Fetus abstirbt. Diese Schattenseiten der 
herkömmlichen pränatalen Diagnos-

tik – die körperliche Belastung für die 
Schwangere sowie das Abortrisiko für 
das ungeborene Kind – lassen sich jetzt 
vermeiden, indem als Alternative zu dem 
invasiven Zugriff der schwangeren Frau 
einfach nur Blut abgenommen wird. Mit-
tels der Blutprobe lässt sich dann schon 
recht früh in der Schwangerschaft äußerst 
treffsicher analysieren, ob das vorgeburt-
liche Kind insbesondere vom Down Syn-
drom betroffen ist. Bislang müssen sich 
Schwangere dieses treffsichere und scho-
nende Verfahren finanziell „leisten“ kön-
nen, weil sie es privat bezahlen müssen. 
Demgegenüber wird die herkömmliche 
pränatale Diagnostik, die belastend und 
gefahrenträchtiger ist, gegebenenfalls von 
den Krankenkassen abgedeckt. Folge-
richtig sollte der Gesetzgeber jetzt dafür 
sorgen, dass Frauen, die dies wünschen, 
in medizinisch begründeten Fällen auch 
den neuen Pränataltest mittels einfacher 
Blutprobe ohne finanzielle Hürden nut-
zen können. Rechtsethisch ist hierzu an 
die Gebote der Fairness und der Zugangs-
gerechtigkeit sowie daran zu erinnern, 
dass alle Schwangeren gleichermaßen ein 
Recht auf Information besitzen.

Katholischer Rigorismus

Zu den gesellschaftlichen Gruppen, 
die zum pränatalen Test und zur Kas-
senfinanzierung strikt Nein sagen, zählt 
die römisch-katholische Kirche. Dies 
geschieht deshalb, weil sie Schwanger-
schaftsabbrüche generell rigoros ablehnt. 
Das Lehramt treibt seinen Rigorismus 
so weit, jede „vorsätzliche Abtreibung“ 
ganz ausdrücklich „Mord“ zu nennen. 
Der katholische Rigorismus beruht frei-
lich auf dogmatischen Konstruktionen 
und auf naturrechtlichen Spekulationen, 
die rational unplausibel sind und die auch 
vielen Angehörigen der katholischen Kir-
che nicht einleuchten. Er kann keine ge-
samtgesellschaftliche, erst recht keinerlei 
rechtspolitische Geltung beanspruchen.

Im Jahr 2018 hat gleichfalls die ekd zu 
dem Thema Stellung bezogen. Unter dem 

Titel „Nichtinvasive Pränataldiagnostik“ 
veröffentlichte sie eine kleine Schrift, die 
einen „evangelischen Beitrag zur ethi-
schen Urteilsbildung und zur politischen 
Gestaltung“ bieten soll (Downloadadresse  
siehe Seite 14). 

Offenbar wollte die ekd vermeiden, 
einen kirchlich „hochrangigen“ Text zu 
präsentieren; sonst hätte sie ihre Publi-
kation üblicherweise „Denkschrift“ oder 
„Orientierungshilfe“ genannt. Immerhin 
hat sie sich inhaltlich dann aber von dem 
römisch-katholischen Nein getrennt. Der 
Sache nach knüpft sie an ihre eigene ältere 
Linie an, zu der sie sich in den Siebziger-
jahren aus Anlass der sozialliberalen Re-
form des Paragraph 218 Strafgesetzbuch 
mit seinen Erleichterungen des Schwan-
gerschaftsabbruchs durchgerungen hatte. 
Seinerzeit akzeptierte sie das Grundrecht 
von Frauen auf Selbstbestimmung, auch 
was Entscheidungen über das vorgeburt-
liche Leben anbelangt. Ähnlich verhält es 
sich bei dem aktuellen Text. Er respek-
tiert, dass Frauen in einen Schwanger-
schaftskonflikt geraten, wenn bei einem 
Fetus eine Krankheitsanlage festgestellt 
wird. Letztlich muss es ihrem eigenen 
persönlichen Urteil überlassen bleiben, 
ob sie die Schwangerschaft fortführen 
oder sie beenden. 

Ohne es auszusprechen, hat die ekd 
auf diese Weise zugleich andere Äuße-
rungen korrigiert, die sie in den vergan-
genen Jahren zur Biomedizin getätigt 
hat. Denn sie hat sich immer wieder der 
katholischen Position angenähert, die 
persönliche Selbstbestimmung der Men-
schen beiseitegeschoben und für staat-
liche Einschränkungen, gar für Verbote 
plädiert. Dies erfolgte etwa 2011 in ihrem 
Votum, das die staatliche Zulassung der 
Präimplantationsdiagnostik verhindern 
wollte, oder in ihrer „Orientierungshil-
fe“, in der sie sich mit der Beihilfe zum 
Suizid schwerkranker Patienten beschäf-
tigte. In der Orientierungshilfe hatte sie 
Individualethik und Sozialethik gegen-
einander ausgespielt und den Standpunkt 
vertreten, dass Handlungen, die „indivi-

Zu kurzatmig 
Warum die ekd-Position zum neuen pränatalen Test Schwächen aufweist

hartmut kreß

Sollen die gesetzlichen Krankenkassen 
für eine neue Methode der 

vorgeburtlichen Diagnostik die 
Kosten übernehmen? Über diese Frage 

wird derzeitig heftig debattiert. Der 
Sozialethiker Hartmut Kreß hat das neue 

ekd-Positionspapier dazu geprüft. 
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dualethisch“ nachvollziehbar seien, „sozi-
alethisch“ abgelehnt werden müssten. Es 
ist sehr zu begrüßen, dass die ekd eine 
derartig inkonsistente Sicht jetzt hinter 
sich gelassen hat. 

Trotzdem ist auch der neue Text argu-
mentativ schwach ausgefallen. Die Schwä-
che resultiert bereits daraus, dass er das 
Ja, das er zum Selbstbestimmungsrecht 
Schwangerer ausspricht, nicht näher be-
gründet. Bei der Lektüre fragt man sich, 
ob die ekd einfach nur die Garantie des 
Selbstbestimmungsrechts übernimmt, 
auf die der säkulare Staat verfassungs- 
und grundrechtlich verpflichtet ist, oder 
ob sie zusätzlich eigene protestantisch-
theologische Gründe sieht. Sofern Letz-
teres der Fall sein sollte, hätte die ekd 
dies darlegen sollen. Doch wie immer es 
sich hiermit verhalten mag – künftig wer-
den die Stellungnahmen der ekd daran 
zu bemessen sein, dass sie bei der jetzt 
wieder bekräftigten Linie bleiben, zu  
biomedizinischen Fragen die persön-
lichen Selbstbestimmungsrechte der 
Menschen zu achten. In Zukunft sollte 
die ekd nicht erneut in moralpaternalis-
tische Denkmuster zurückfallen. 

Leider enthält der Text auf der Hin-
tergrund- und der Begründungsebene 
noch weitere Schwächen. Weil Präna-
taltests in der Konsequenz auf Schwan-
gerschaftsabbrüche hinauslaufen, bricht 

ethisch und rechtlich die Grundsatzfrage 
auf, welcher Schutzstatus vorgeburtlichem 
Leben zuzuschreiben ist. 

Die ekd geht hierauf nur formelhaft 
ein, etwa dadurch, dass sie an einer Stelle 
das ungeborene Kind ein „geliebtes Ge-
schöpf des gnädigen Gottes“ nennt. Sie 
verzichtet völlig darauf, ein Argument 
zu diskutieren, das sich zugunsten des 
nichtinvasiven Pränataltests anführen 
lässt. Die herkömmliche pränatale Di-
agnostik findet erst in einer späteren 
Phase der Schwangerschaft statt. Dem-
gegenüber bewirkt der neue Pränataltest, 
dass eine Schwangerschaft gegebenenfalls 
schon frühzeitiger abgebrochen werden 
kann. Zu diesem früheren Zeitpunkt 
sind Feten noch nicht so weit entwickelt 
wie bei späten Abbrüchen. Zum Beispiel 
sind sie noch nicht schmerzempfindlich. 
Ethisch sprechen triftige Argumente für 
einen graduellen Schutz vorgeburtlichen 
Lebens, so dass der Schutzanspruch zu-
nimmt, je weiter ein Fetus entwickelt ist 
und seine organischen oder neuronalen 
Funktionen ausgebildet sind. Deswegen 
sind Schwangerschaftsabbrüche umso 
weniger bedenklich, je früher sie durch-
geführt werden. Es wäre sinnvoll gewesen, 
wenn die ekd solche Gesichtspunkte er-
wähnt, entfaltet und zu ihnen Stellung ge-
nommen hätte, statt das Thema nur mit 
Schlagworten zu behandeln. 

Ein anderes Problem, das sowohl 
durch die herkömmliche pränatale Di-
agnostik als auch durch den neuen vor-
gezogenen Bluttest aufgeworfen wird, 
erörtert die ekd ebenfalls nicht sehr 
tiefschürfend. Beide Verfahren wollen 
herausfinden, ob beim Fetus ganz be-
stimmte Krankheitsanlagen vorhanden 
sind. Bei positivem Befund erfolgt meist 
ein Schwangerschaftsabbruch. Kritische 
Stimmen wenden ein, dass auf diese 
Weise Menschen mit Behinderungen zu-
mindest indirekt diskriminiert und dass 
gesellschaftliche Tendenzen verstärkt 
würden, die für Menschen mit Beein-
trächtigungen ungünstig seien. 

Nur Schlagworte

Solche Kritik ist ernst zu nehmen. Sie 
ist substanziierter aufzuarbeiten, als es in 
dem ekd-Beitrag geschieht. Zunächst ist 
zu betonen, dass sich Frauen, die sich we-
gen eines auffälligen Befunds gegen die 
Fortführung der Schwangerschaft ent-
scheiden, in einer existenziellen Ausnah-
mesituation befinden. Ihr Entschluss rich-
tet sich weder subjektiv-intentional noch 
objektiv gegen die Würde oder gegen die 
Rechte von Menschen, die behindert ge-
boren worden sind oder die sich im Lauf 
ihres Lebens eine Behinderung zuziehen. 

Vor allem ist zu unterstreichen, dass 
die Menschen, die in unserer Gesellschaft 
mit Behinderungen oder Einschrän-
kungen leben, im konkreten Lebensalltag 
nicht diskriminiert werden dürfen, son-
dern aktiv zu unterstützen und in ihren 
Lebenschancen zu fördern sind. Hierauf 
zielen die UN-Behindertenrechtskon-
vention sowie neuere staatliche Gesetze 
ab. An dieser Stelle sollten evangelische 
Kirchen ihren eigenen Nachholbedarf 

aufarbeiten. So fällt es ihnen äußerst 
schwer, im Pfarrerdienstrecht Schutzstan-
dards, die das staatliche Beamtenrecht für 
Menschen mit Behinderung vorschreibt, 
für ihren eigenen kirchlichen Bereich zu 
übernehmen. An solchen Sachverhalten 
ist anzusetzen, um den Schutz- und den 
Förderungsansprüchen von Menschen 
mit Behinderung glaubhaft gerecht zu 

Menschen, die mit Behinderungen 
oder Einschränkungen leben,  

dürfen nicht diskriminiert werden.

Mit Hilfe eines Bluttests kann geklärt werden, ob beim Fetus Trisomie 21 vorliegt.
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werden und um den Sorgen und den 
Emotionen entgegenzuwirken, es seien 
ausgerechnet neue biomedizinische Me-
thoden, die die Achtung vor Menschen 
mit Behinderungen untergraben würden. 

Unpräziser Vorschlag

Zum Pränatal- beziehungsweise zum 
Bluttest selbst schreibt die ekd, neben der 
Selbstbestimmung von Schwangeren sei 
der Lebensschutz zu berücksichtigen. Um 
ihm Geltung zu verschaffen, fordert sie 
vom Staat, zum Pränataltest eine ethische 
Beratung einzuführen, die im Sozialge-
setzbuch zu verankern sei. Die ekd trägt 
diesen Vorschlag sehr nachdrücklich vor. 
Offenbar macht er die Pointe dessen aus, 
was sie zu dem Thema sagen möchte. 

Freilich zeigt sich hier wieder die argu-
mentative Schwäche des ekd-Textes. Zwei-
fellos sind psychosoziale oder ethische Be-
ratungsgespräche, die unabhängig von den 
behandelnden Ärzten durchgeführt werden, 
für Patientinnen und Patienten angesichts 
komplexer medizinischer Entscheidungs-
zwänge äußerst wichtig. Der Ausbau von 
Beratungsstellen ist für zahlreiche Sek-
toren des Gesundheitswesens das Gebot 
der Stunde.  Strukturpolitisch ist dabei auf 
die weltanschauliche Pluralität der Bera-
tungsstellen zu achten. Beraterinnen und 
Berater haben die Autonomie der Patienten 
zu respektieren und sind zur ergebnisof-
fenen Gesprächsführung verpflichtet. Nur: 
Ausgerechnet zur pränatalen Diagnostik 
und zu Schwangerschaftskonflikten sind 
behandlungsunabhängige psychosoziale  
Beratungsangebote bereits jetzt verfügbar 
und sogar gesetzlich vorgeschrieben. 

Offenbar schwebt der ekd vor, die 
schon vorhandenen psychosozialen Bera-
tungen mit Bezug auf den Pränataltest 
additiv um eine weitere, zusätzliche ethi-
sche Beratung zu ergänzen. Aber es wird 
nicht erläutert, wie beides sich zueinander 
verhalten soll und wie man sich realistisch 
eine Umsetzung vorstellen soll. Der Text, 
den die ekd von ihrer Kammer für öffent-
liche Verantwortung hat erarbeiten lassen, 
bleibt auch in dieser Hinsicht unpräzise 
und kurzatmig. 

informationen
Der ekd-Text steht unter www.ekd.de/
nichtinvasive-praenataldiagnostik-37971.htm 
zum Download bereit.

Die Forderung nach einer „Moschee-
steuer“ ging Ende vergangenen Jahres 
durch die deutsche Presse. Einige 
Politiker aus der zweiten Reihe hat-
ten sie in der nachrichtenarmen Zeit 
aufgebracht und auch die bekannte 
Rechtsanwältin Seyran 
Ates, die 2017 die Grün-
dung der liberalen Ibn-
Rush-Goethe-Moschee in 
Berlin initiierte, habe dies 
gefordert, wurde in vielen 
Zeitungen berichtet und 
lobend kommentiert. 
Wenig später aber stellte 
Ates richtig, dass sie 
keinesfalls eine Mo-
scheesteuer analog zur 
deutschen Kirchensteuer gefordert 
habe, sondern lediglich dafür plädiert 
habe, dass sich die Moscheen durch 
„freiwillige Spenden“ der Gläubigen 
finanzieren sollten, um unabhängig 
von ausländischen Geldgebern zu 
werden. Die Finanzierung zahlreicher 
Moscheevereine aus dem Ausland ist 
ihr und vielen Politikerinnen und Poli-
tikern hierzulande ein Dorn im Auge, 
insofern erscheint vielen eine Art „isla-
mische Kirchensteuer“ als verlockende 
Lösung dieses Problems. 
Aber die Vorstellung, dass der oder die 
einzelne Gläubige Mitglied in einer 
muslimischen Religionsgemeinschaft 
ist, liegt Muslimen fern. Bereits vor 
drei Jahren sagte der liberale islamische 
Theologe Mouhanad Khorchide, dass 
es Muslime „aus ihrem Selbstver-
ständnis heraus nicht nachvollziehen“ 
könnten, „dass sie irgendwo Mitglied 
sein müssen, um Muslim zu sein“ (zz 
1/2016). Er favorisierte schon damals, 
ebenso wie jüngst auch Seyran Ates, 
ein deutsches „Islamgesetz“, so wie es 
es bisher nur in Österreich gibt und 
das Rechte und Pflichten von Musli-
men regelt.
Solche Forderungen dürften in 
nächster Zeit wieder lauter werden, 
denn die Integration des Islam in die 

deutsche Gesellschaft erweist sich als 
schwierig. Offenkundig ist das Modell 
einer islamischen Körperschaft des 
öffentlichen Rechtes für die Organisa-
tion und Kennzeichnung des Islam in 
Deutschland nicht das Richtige. 

Vielmehr ist Kreativi-
tät gefragt. So forderte 
jüngst Reinhard Bingener 
in der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung in einem 
Leitartikel, es sei an der 
Zeit „eine aktivere Reli-
gionspolitik in Deutsch-
land zu betreiben“. 
Der Staat müsse „seine 
bisherige Zurückhaltung 
ein Stück weit ablegen“ 

und dürfe sich „nicht länger bloß auf 
die Verwaltung von Rechtsvorschriften 
zurückziehen, die zu einem guten Teil 
noch aus der Zeit der Weimarer Repu-
blik stammen“. 
Solche aktivistischen Sätze hören sich 
gut an. Doch die weitgehende Zurück-
haltung des Staates in Religionsangele-
genheiten hat gute Gründe. Schließlich 
steht im Grundgesetz, dass Religions-
gemeinschaften ihre Angelegenheiten 
„selbständig“ ordnen und verwalten 
(Artikel 140). 
Es gilt also, Geduld zu haben und 
behutsam kreative Lösungen zu schaf-
fen, denn wenn sich der Staat zu sehr 
einmischt, besteht die Gefahr, dass 
seine hierzulande traditionell religions-
neutrale und im besten Falle religions-
offene Haltung einen laizistischen Zug 
bekommt. Dann sind schnell Argu-
mente im Raum, dass die angebliche 
„Bevorzugung“ der christlichen Kir-
chen so ja nicht weitergehen könne, 
und es droht – mangels adäquater 
Lösungen – für andere Religionen die 
verfassungsrechtliche Stellung der 
Kirchen und anderer religiöser Körper-
schaften in Deutschland, zum Beispiel 
der jüdischen Kultusgemeinde, in 
Gefahr zu geraten. Das wäre ein hoher, 
zu hoher Preis. 

Kreativität gefragt
Diskussion um „Moscheesteuer“ in Deutschland

reinhard mawick
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